
 

Die STADT ARNSBERG informiert 
 
 
Bekanntmachung der Satzung über die Veränderungssperre Nr. 31 „Bömerstraße“ 
im Stadtbezirk Arnsberg der Stadt Arnsberg vom 22.02.2011 
 

Gemäss der §§ 14, 16, und 17 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) in der 
z.Zt. gültigen Fassung i.V.m. den §§ 7 und 41 (1) Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der z.Zt. geltenden Fassung hat 
der Rat der Stadt Arnsberg am 16.02.2011 folgende Ortssatzung beschlossen: 

 
Veränderungssperre Nr. 31 – Bömerstraße -  der Stadt Arnsberg 

§ 1  Räumlicher Geltungsbereich 

Zur Sicherstellung der Planung im Geltungsbereich der Aufstellung des Bebauungsplanes A 68 
"Bömerstraße" wird eine Veränderungssperre beschlossen. 

Innerhalb des Geltungsbereichs der Veränderungssperre liegen folgende Grundstücke: 

Gemarkung Arnsberg 

Flur 38 

Flurstücke: 222, 223, 227, 228, 229, 88, 234, 235, 236, 237, 238, 239, 241, 265, 266, 267, 269, 270, 
272, 279, 280, 284, 285, 286, 287, 288, 291, 77 und 140. 

 
§ 2  Rechtswirkung der Veränderungssperre 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen 
1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

werden, 
2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 

Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden. 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt wurden 
oder aufgrund eines anderen baurechtlichen Verfahrens zulässig sind, Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung, werden von der Veränderungssperre nicht be-
rührt. 

 
§ 3  Ausnahmen 

Wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungssper-
re eine Ausnahme zugelassen werden. 

 

§ 4  Inkrafttreten 

Die Ortssatzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit für 
ihren Geltungsbereich die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens nach 
Ablauf von 2 Jahren. 
 

 



Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Arnsberg wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Hingewiesen wird: 
 
1. auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 

 Danach ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch 
nur beachtlich, wenn 

 
 a) entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Er-
gebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
b) die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 

2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung mit § 13a 
Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Per-
sonen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die 
entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksich-
tigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informati-
onen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 
(auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) BauGB gefehlt hat, oder 
bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Angabe darüber, dass von einer Um-
weltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 
Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) BauGB die Voraussetzun-
gen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

c) die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie 
ihrer Entwürfe nach §§ 2a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und 
§ 22 Abs. 10 BauGB verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend 
von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbe-
achtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
 d) ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, 

eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungs-
planes oder der Satzung erfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.  

 
 
2. auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 

 Danach werden unbeachtlich 
 

a) eine nach  § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis  3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 
 c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

          wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 



3. auf die Vorschriften des § 18 Abs. 1 BauGB. 
Danach ist für den Fall, dass eine Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den Zeitpunkt ih-
res Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 (1) BauGB hinaus 
dauert, den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten. 
Nach § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichten beantragt. 
Nach § 18 Abs. 3 BauGB findet auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruches § 44 Abs. 4 
BauGB mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssperre, die die Sicherung 
einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 BauGB zum Gegenstand hat, die Erlö-
schensfrist frühestens ab Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes beginnt. 

4.  auf § 7 Abs. 6 Satz 1 der GO NW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 
S. 666). Danach kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Arnsberg, den 22. Februar 2011 

Hans-Josef Vogel 
Bürgermeister 
 


